
2. Untersuclitingsauei 

16, März 2012 

Prof. Dr. Richard Stöss (i.R.) 

Deutscher Bundestag 
2. Untersuchungsausschuss 
der 17. Wahlperiode 

MAT A 2 Berlin, den 15.März 2012 

zu A-Drser. 

Sachverständigengutachten 
für den 2. Untersuchungsausschuss der 17. Wahlperiode 

des Deutschen Bundestags zum Thema 
"Überblick zum Phänomenbereich Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland 

im Untersuchungszeitraum (01.01.1992 bis 08.11.2011) und zu den Ansätzen, 
ihn in den Bereichen Repression, Prävention und Sensibilisierung wirksam zu bekämpfen" 

(Beweisbeschluss S2) 

	

1. 	Welche gemeinsamen Merkmale liegen der Zuordnung von Organisationen, Aktionen und 
Haltungen zum Rechtsextremismus zugrunde? 

	

1.1 	Ideologie, Feindbilder und politische Ziele 

Der. Begriff Rechtsextremismus ist in den Sozialwissenschaften umstritten. Es existiert keine all-

gemein anerkannte Definition und schon gar keine Theorie des Rechtsextremismus. Rechtsextre-

mismus folgt auch.keiner konsistenten Ideologie. Wir haben es vielmehr mit einem im Detail hete-

rogenen Gemisch unterschiedlicher Sichtweisen, Feindbilder und Zielstellungen zu tun. 

Beim Rechtsextremismus handelt es sich im Kern um völkischen Nationalismus im Denken 

und Handeln. Die völkische Komponente zielt auf die Herstellung, Bewahrung oder Stärkung einer 

- angeblich der natürlichen Ordnung entsprechenden - ethnisch homogenen (auch "reinrassigen") 

Volksgemeinschaft. Während die ethnopluralistische Variante von einer prinzipiellen Gleichwertig-

keit der Völker ausgeht, gilt in der rassistischen Variante die eigene Ethnie im Vergleich zu ande-

ren Völkern als höherwertig und überlegen. Beide Varianten lehnen die "Vermischung" von unter-

schiedlichen Ethnien strikt ab, diskriminieren "fremdvölkische" Menschen und fordern ihre Auswei-

sung bzw. die "Rückführung" in ihre Herkunftsländer. 

Bei der nationalistischen Komponente geht es um die Herstellung, Bewahrung oder Stärkung des 

autonomen Nationalstaats. Darin besteht ihr vorrangiges Ziel, dem sich alle anderen politischen 

Werte und Ziele unterzuordnen haben. Außenpolitisch bedeutet völkischer Nationalismus Groß-

machtstreben und eine feindselige Haltung gegenüber anderen Staaten und Völkern. Primäres 

Anliegen des deutschen Rechtsextremismus ist dabei die Vollendung der deutschen Einheit durch 

Rückgewinnung der ehemaligen deutschen Ostgebiete oder sogar die Wiederherstellung des 

Deutschen Reichs in den Grenzen von 1937 (oder von 1939). Innenpolitisch bedeutet völkischer 

Nationalismus die hierarchisch strukturierte und auf eine Zentralinstanz (auf den Staat oder auch 

auf einen "Führer") ausgerichtete Volksgemeinschaft. In der Vorstellung vieler Neonazis ver-

schmelzen dabei Volk und Führer zum Reich. 
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Völkischer Nationalismus ist mithin exklusiver, den Deutschen vorbehaltener Nationalismus. Er 

negiert die universellen Freiheits- und Gleichheitsrechte und richtet sich gegen parlamentarisch-

pluralistische Systeme, die auf der Volkssouveränität und dem Mehrheitsprinzip beruhen. Dabei ist 

zwischen totalitären und autoritären Herrschaftsformen zu unterscheiden: Erstere stützen sich auf 

eine — ihrem Anspruch nach alle gesellschaftlichen Bereiche umfassend integrierende — . Einheits-

partei und betreiben die Gleichschaltung aller intermediären Organisationen. Letztere tolerieren 

zwar Parteien, Verbände und Parlamente, räumen ihnen jedoch gegenüber einer fast unum-

schränkt herrschenden Exekutive kaum wirkliche Kontroll- und Mitspracherechte ein. 

Rechtsextremismus strebt nach politischer Macht, um die bestehende staatliche und ge-

sellschaftliche Ordnung im Sinne des völkischen Nationalismus umzugestalten. Der Macht-

anspruch wird mit damit gerechtfertigt, dass die Existenz Deutschlands, der Deutschen oder des 

"Deutschtums" durch innere und äußere Feinde unmittelbar und nachhaltig gefährdet sei. Ver-

meintliche oder tatsächliche Bedrohungen werden einseitig interpretiert, überhöht und dramatisch 

dargestellt. Das Wesen der rechtsextremen Propaganda besteht darin, Ängste zu schüren und 

Untergangs- oder Endzeitstimmungen zu erzeugen. Selbstverständlich kann der Rechtsextremis-

mus Bedrohungen und Gefahren nicht frei erfinden, er muss an bestehende Ängste anknüpfen, sie 

dann aber durch Wirklichkeitsverzerrung so weit verstärken, dass der Ruf nach einer völkisch-

nationalistischen Lösung der Probleme immer lauter wird. Der Rechtsextremismus begründet sei-

nen Machtanspruch weiterhin dadurch, dass er die Legitimation des bestehenden Systems bestrei-

tet. Er zielt auf die Delegitimierung vor allem der politischen Ordnung, indem er ihre Werte, Verfas-

sung, Strukturen, Institutionen und Führungsgruppen systematisch abwertet und verächtlich 

macht. Daran knüpft er die Erwartung, dass in der Bevölkerung das Bedürfnis nach einem starken, 

gegenüber seinen inneren und äußeren Feinden unnachgiebigen Staat und nach einer omnipoten-

ten Führung wächst, die alle "undeutschen" bzw. "antideutschen" Umtriebe schonungslos be-

kämpft. 

Um seine politischen Ziele durchzusetzen, ist der Rechtsextremismus auf Unterstützung durch die 

Bevölkerung angewiesen. Die Mobilisierung von Anhängern, Mitgliedern und Aktivisten macht an-

gesichts der knappen personellen und finanziellen Ressourcen eine Konzentration der Kräfte 

durch Bündnis- bzw. Sammlungspolitik und eine Konzentration der Aktivitäten auf einzelne 

Kampagnen erforderlich. Gemeinsam ist allen Kampagnen die Thematisierung der nationalen 

Frage in territorialer, ethnischer, außenpolitischer oder wirtschafts- und sozialpolitischer Hinsicht. 

Im Untersuchungszeitraum wurden hauptsächlich drei Kampagnen gefahren: 

• Die Überfremdungskampagne: Nach Auffassung des Rechtsextremismus geht von der Im-

migration die größte Gefahr für Volk, Rasse und Nation aus. Der Kampf gegen multikulturelle 
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Gesellschaften zielt darauf ab, fundamentale Ängste davor zu erzeugen oder zu verstärken, 

dass die Mehrheitsgesellschaft Opfer von Verfechtern einer unbegrenzten Einwanderung wird 

und damit ihre Identität verliert. Immigration wird zu einer universellen Bedrohung dramatisiert, 

die angeblich für alle bestehenden wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen Prob-

leme verantwortlich ist. Die Lösung aller gesellschaftlichen Probleme besteht nach dieser 

Lesart darin, die Einwanderung zu stoppen, die Einwanderer "zurückzuführen" und damit den 

(angeblichen) Status quo ante einer ethnisch homogenen Gesellschaft wieder herzustellen. 

• Die Antiglobalisierungskampagne: Die Überfremdungskampagne wurde seit Mitte der 

neunziger Jahre schrittweise zu einer Kampagne gegen die Globalisierung erweitert. Denn die 

ökonomisch-sozialen und politisch-kulturellen Entwicklungen, die sich hinter dem Stichwort 

"Globalisierung" verbergen, bieten optimale Anknüpfungspunkte für die rechtsextreme Ideolo-

gie. Das Bedürfnis nach Schutz vor vermeintlichen oder tatsächlichen äußeren und inneren 

Bedrohungen, wie Abhängigkeit vom Weltmarkt, Immigration, Sozialmissbrauch, Ausländer-

kriminalität etc., nimmt dramatisch zu und bildet einen guten Resonanzboden für nationalisti-

sche und völkische Angebote. Daher bieten sich dem Rechtsextremismus gute Chancen, den 

Globalisierungsverlierern den völkisch homogenen Nationalstaat als Gegengift gegen die "ka-

pitalistisch-multikulturelle Gesellschaft" schmackhaft zu machen. Die Antiglobalisierungskam-

pagne verbindet mithin nahtlos die nationalistische und die völkische Komponente des 

Rechtsextremismus mit der sich immer dringlicher stellenden sozialen Frage (Armut, Arbeits-

losigkeit, Prekarisierung von Beschäftigungsverhältnissen etc.) zu einem "nationalen Sizialis-

mus". Es ist auch kein Zufall, dass diese kapitalismuskritische Kampagne vor allem in Ost-

deutschland auf große Resonanz stößt. Denn dort verstärken sich die Vereinigungs- und die 

Globalisierungsfolgen gegenseitig. Die globale Wrrtschafts- und Finanzkrise bietet dem 

Rechtsextremismus zudem einen willkommenen Anlass für die Verbreitung von antisemiti-

schen Verschwörungstheorien. Als vermeintlicher Drahtzieher dieser Krise wird das jüdische 

Großkapital vor allem in den USA ausgegeben (Codewörter z. B. "US-Ostküste", "internatio-

nale Hochfinanz", "zionistische Lobby"), das angeblich durch Destabilisierung der wirtschaftli-

chen Verhältnisse die Weltherrschaft des Judentums anstrebt. 

• Die Antiislamkampagne: Im Antiislamismus verbinden sich Elemente der Überfremdungs-

kampagne und der Antiglobalisierungskampagne. Auslöser dürften die terroristischen An-

schläge von islamistischen Fundamentalisten am 11. September 2001 in den USA gewesen 

sein. Seither entwickelt sich die Islamfeindschaft zu einer neuen Qualität des Rassismus, die 

weit über die Zielvorstellungen des Ethnopluralismus hinausreicht: Nun geht es nicht mehr nur 

um die Anerkennung von kulturellen Differenzen, um das "Grundrecht auf Verschiedenheit", 

sondern um Kulturkampf, um die Verteidigung des christlichen Abendlandes gegen den ver-

meintlichen Ansturm der Muslime (antimuslimischer Rassismus). Die Protagonisten dieser 

Kampagne verbreiten Untergangs- und Endzeitstimmungen und berufen sich dabei sogar auf 
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demokratische Werte: Der Islam sei frauen- und schwulenfeindlich, autoritär und gewalttätig. 

Die neue Qualität besteht also darin, dass sich die Kampagne auf demokratische Werte beruft 

und vorgibt, für deren Einhaltung zu kämpfen. Dies dürfte ein wichtiger Grund dafür sein, dass 

die Kampagne breite Resonanz in der Bevölkerung findet. Allenthalben werden Maßnahmen 

zur Abwehr des angeblich gegen die westliche Zivilisation gerichteten "islamischen Kreuz-

zugs" gefordert, die letztlich auf die Diskriminierung aller Mitglieder dieser Religionsgemein-

schaft zielen, unabhängig von ihrer Integrationsbereitschaft und ihrem tatsächlichen Verhal-

ten. 

Die Themen früherer Kampagnen, insbesondere die Wiederherstellung des Deutschen Reichs und 

die Verharmlosung bzw. die Relativierung der Verbrechen des Nationalsozialismus (Geschichtsre-

visionismus), spielen derzeit in der alltäglichen rechtsextremen Propaganda zwar nur eine rand-

ständige Rolle, bilden aber nach wie vor wichtige Gegenstände von Programmen, Publikationen, 

Werbematerialien und Schulungen. Und sie finden ihren Niederschlag vor allem auch im rechtsex-

tremen Liedgut. 

Gemeinsam ist allen Kampagnen, dass die Feindbilder nicht nur als externe Bedrohung kon-

struiert werden (Ausländer, Juden, Israel, Muslime, Islam, US-amerikanischer bzw. russischer Im-

perialismus, internationales Finanzkapital). Die aktiv an der Vernichtung des "Deutschtums" betei-

ligten Helfershelfer werden verschwörungstheoretisch auch unter den Einheimischen ausgemacht 

und angeprangert ("Handlanger fremder Mächte"). Dabei handelt es sich vor allem um die angeb-

lich unfähigen und korrupten Repräsentanten der demokratischen Institutionen der Bundesrepu-

blik. 

1.2 Aktions- und Handlungsformen 

Zur Durchsetzung seiner grundsätzlich antidemokratischen Ziele stehen dem Rechtsextremismus 

idealtypisch drei strategische Optionen zur Verfügung, die sich auf die Ziele, die anzuwenden-

den politischen Mittel und auf die Auswahl der Bündnispartner beziehen: 

• 	Politische Opposition innerhalb des Systems: Der Rechtsextremismus versucht mit haupt- 

sächlich legalen Mitteln, seine Machtstellung auszubauen und politische Entscheidungen in 

seinem Sinne zu beeinflussen. Dabei werden nicht der demokratische Verfassungsstaat ins-

gesamt sondern nur einige seiner Elemente abgelehnt. Kooperationspartner werden vor allem 

im Brückenbereich zwischen Rechtsextremismus und Konservatismus gesucht. Um für diesen 
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Adressatenkreis hoffähig zu sein, findet eine (oft nur verbale) Abgrenzung gegenüber system-

feindlichen Kräften innerhalb des Rechtsextremismus statt. 

• Politische Opposition gegen das System: Der Rechtsextremismus lehnt das bestehende 

System ab, will es "überwinden". Diese fundamentaloppositionelle Strategie befürwortet und 

bedient sich gegebenenfalls auch illegaler Praktiken, wie Gewalt und in Randbereichen auch 

Terror, um die Bevölkerung zu verunsichern und einzuschüchtern, um den Staat lächerlich zu 

machen und um das System zu schwächen. Bündnispolitisch versteht sich der systemfeindli-

che Rechtsextremismus zumeist als die einzig wahre "nationale Opposition" und weigert sich 

folglich, mit dem eher systemkonformen Rechtsextremismus und erst recht mit bürgerlich-

demokratischen Kräften zusammenzuarbeiten. Bündnispolitik bedeutet hier im Wesentlichen 

Sammlungspolitik, also die Vereinigung aller systemfeindlichen Kräfte. 

• Kulturkampf von rechts: Die intellektuellen Vordenker des Rechtsextremismus bemühen 

sich darum, die geistigen Grundlagen für einen Erfolg des systemkonformen bzw. system-

feindlichen Rechtsextremismus zu schaffen, indem sie die Ideologie, die langfristigen Ziele 

und die Wertvorstellungen des Rechtsextremismus zeitgemäß formulieren, auf bestehende 

Stimmungen zuschneiden und gegebenenfalls den veränderten Bedingungen anpassen. Sie 

schalten sich in die durch die Massenmedien vermittelten Diskurse der Gesellschaft ein, brin-

gen dort ihre Ideologie und ihre Themen zur Geltung und bemühen sich um Meinungsführer-

schaft bzw. um  ideologische Hegemonie. 

In der Realität gelangen diese strategischen Optionen situativ bedingt in unterschiedlicher Intensi-

tät und Kombination und gegebenenfalls auch arbeitsteilig zum Einsatz. Als Beispiel dafür sei die 

NPD genannt, deren strategisches Repertoire aus vier Elementen besteht: "Kampf um die Straße", 

"Kampf um die Köpfe", "Kampf um die Parlamente" und "Kampf um den organisierten Willen" (da-

mit ist die Herstellung von möglichst breiten Bündnissen gemeint). Diese Kampfarenen umfassen 

prinzipiell das gesamte strategische Spektrum (einschließlich der Errichtung einer demokratischen 

Fassade), wobei gewalttätige Aktivitäten zumeist von Suborganisationen (z.B. von den Jungen 

Nationaldemokraten) oder von Bündnispartnern bzw. Vorfeldorganisationen (z.B. von Kamerad-

schaften) durchgeführt werden. 

Ein Schwerpunkt der rechtsextremen Aktivitäten liegt im kommunalen Bereich. Dafür wird auch die 

Bezeichnung "Raumergreifungsstrategie" verwandt. Angestrebt wird die Einrichtung von Angst-

zonen, also von Örtlichkeiten, deren Nutzung rechtsextremen Gruppen vorbehalten ist, die auch 

den Zugang kontrollieren. Das Konzept der "(national) befreiten Zonen" will darüber hinaus die 

Voraussetzungen dafür schaffen, dass der "nationale Widerstand" in diesen "Schutzräumen" jen-

seits des staatlichen Gewaltmonopols souverän agieren kann. Durch den Ankauf von Immobilien 

sollen "nationale Zentren" für Versammlungen und für Schulungs- und Freizeitaktivitäten geschaf- 



Gutachten Stöss 	 Seite 6 

fen werden. Weiterhin ist vorgesehen, dass sich Rechtsextremisten besonders auf der lokalen 

Ebene engagieren und bürgernahe Themen aufgreifen. Empfohlen werden die Mitarbeit in Verei-

nen, Verbänden und Initiativen sowie eine rege Beteiligung an der Kommunalpolitik. In diesem 

Zusammenhang ist auch die "Wortergreifungsstrategie" der NPD zu erwähnen, also der Besuch 

von öffentlichen Veranstaltungen, um die - im NPD-Jargon - "unfähigen Scheindemokraten" bloß-

zustellen und so Medienpräsenz zu erhalten. 

Den Rechtsextremisten steht ein vielfältiges Repertoire von unterschiedlichen Verhaltenweisen 

zur Verfügung, die sich hinsichtlich des Grads der ideologischen Verfestigung, der Integration in 

rechtsextreme Kommunikations- und Organisationszusammenhänge und schließlich hinsichtlich 

des Grads der kriminellen Energie unterscheiden und mithin verschiedene Eskalationsstufen 

kennzeichnen. Hier seien nur die wichtigsten genannt: 

• Zufällige Kontakte bzw. Gespräche von politisch rechtsgerichteten mit rechtsextrem eingestell-

ten Personen; Interesse für historische Entwicklungen (Nationalsozialismus, Zweiter Welt-

krieg, Vertreibung aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten etc.) und für rechtsextreme 

Positionen; Sympathien für Aktivitäten von Rechtsextremisten. 

• Mitgliedschaft in rechtsextremen Cliquen bzw. Kleingruppen; Orientierung an Bezugsperso-

nen. 

• Teilnahme an rechtsextremen Veranstaltungen, Jugendlagern oder Konzerten, Besuch von 

Szenetreffpunkten. 

• Wahl rechtsextremer Parteien. 

• Gelegentliche aktive Unterstützung von rechtsextremen Gruppierungen oder Aktionen; Lektü-

re rechtsextremer Publikationen; Teilnahme an Schulungen, Demonstrationen, Propaganda-

aktivitäten oder Wahlkampfhilfen. 

• Mitgliedschaft und kontinuierliche Mitarbeit in rechtsextremen Gruppen, Verbänden oder Par-

teien. 

• Übernahme von Funktionen in rechtsextremen Gruppen, Verbänden, Parteien oder Netzwer-

ken; lokale Vorfeldarbeit in Vereinen, Schulen, Beiräten etc. (v.a. Kinder- und Jugendarbeit), 

soziale oder pädagogische Beratung bzw. Betreuung; Kandidatur für eine rechtsextreme Par-

tei. 

• Teilnahme an gezielten Sachbeschädigungen oder massiven Veranstaltungsstörungen; Mit-

wirkung an kollektiver Gewalt gegen politische Gegner oder Polizeibeamte. 

• Vorbereitung und Durchführung von terroristischen Aktivitäten. 
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Die vorsätzliche und gezielte Überschreitung der Grenzen der Legalität wurde im Bereich des or-

ganisierten Rechtsextremismus bislang aus zwei Gründen eher vermieden: Zum einen lehnt der 

überwiegende Teil selbst der rechtsextrem eingestellten Bevölkerung gewalttätiges Verhalten ab, 

und zum anderen gelten illegale Aktivitäten wegen des durch die Strafverfolgungsbehörden prakti-

zierten Demokratieschutzes als besonders riskant. 

1.3 Organisationsformen 

Der außerordentlich vielfältige Phänomenbereich Rechtsextremismus besteht aus einem institutio-

nalisierten, auf die Beeinflussung der politischen Willensbildung fokussierten und aus einem eher 

bewegungs- und protestförmig ausgerichteten, (sub-)kulturellen und im vorpolitischen Raum ange-

siedelten Sektor. Dem subkulturellen Sektor sind Skinheads und Hooligans, die Musikszene und 

sonstige "Freie Kräfte" zuzuordnen. Der institutionalisierte Sektor bestand im Untersuchungs-

zeitraum vor allem aus folgenden Personenzusammenschlüssen: 

• Parteien 

• Neonazistische Aktionsgruppen, Kameradschaften und Netzwerke 

• Jugendorganisationen 

• Kulturorganisationen 

• Selbsthilfeorganisationen 

• Neuheidnische und sonstige Glaubensgemeinschaften 

• Verlage, Vertriebe, Zeitungen und Zeitschriften 

• Internetdienste und -foren. 

Die rechtsextremen Subkulturen und Organisationen lassen sich nicht immer eindeutig den oben 

genannten drei strategischen Optionen zuordnen. Grosse modo ergibt sich folgendes Bild: 

• Zu den eher systemkonform operierenden Kräften zählen die DVU und die Republikaner (bis 

2005'), die Kulturorganisationen, die Selbsthilfeorganisationen und die Glaubensgemeinschaf-

ten. 

• Den eher systemfeindlichen und gewaltbereiten Kräften sind die Subkulturen, die NPD (seit 

19972), die neonazistischen Aktionsgruppen, Kameradschaften und Netzwerke sowie einige 

der Jungendorganisationen zuzurechnen. 

1 Die Republikaner werden seit 2006 nicht mehr von den Verfassungsschutzbehörden beobachtet. Auch 
aus sozialwissenschaftlicher Sicht erfüllen sie nicht mehr die oben genannten Kriterien des völkischen 
Nationalismus. 
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• Den Kulturkampf von rechts betreiben vor allem die Verlage, Vertriebe, Zeitungen und Zeit-

schriften, weiterhin zumeist auch die Kulturorganisationen sowie die Internetdienste und -

foren. 

Die Berliner Verfassungsschutzbehörde hat ein eigenes Modell für die Strukturanalyse des Phä-

nomenbereichs Rechtsextremismus entwickelt, das auch für sozialwissenschaftliche Analysen 

hilfreich ist. Danach wird zwischen parlamentsorientiertem, aktionsorientiertem und diskursorien-

tiertem Rechtsextremismus unterschieden. 

1.4 Welche wichtigen Wandlungen und Entwicklungen des Rechtsextremismus sind für den Un-
tersuchungszeitraum hervorzuheben? 

Folgende Entwicklungstendenzen sind im Untersuchungsraum hervorzuheben: 

• Dramatischer Rückgang des Personenpotenzials': Das rechtsextreme Personenpotenzial 

hat sich seit 1993 bundesweit um über 60 Prozent verringert. Wurden 1993 auf dem Höhe-

punkt der Entwicklung 64.500 Rechtsextremisten gezählt, so waren es 2010 noch 25.000. Die 

Verluste gingen vor allem zu Lasten der Republikaner' und der DVU 5 , die in diesem Zeitraum 

zusammen 40.000 Mitglieder einbüßten. Dagegen legte die NPD leicht', die sonstigen rechts-

extremen Organisationen' (vor allem Neonazis) und die Subkulturen' deutlich zu. 

• Gewichtsverschiebung von West nach Ost: Der Anteil der Rechtsextremisten in den fünf 

neuen Bundesländern am Gesamtpotenzial der Bundesrepublik ist von 14 Prozent (1993) auf 

31 Prozent (2010) gestiegen. Da derzeit 16 Prozent aller Einwohner der Bundesrepublik in 

den fünf neuen Bundesländern leben, war dort die Belastung mit Rechtsextremisten zunächst 

unterdurchschnittlich, ab 1998 dann überdurchschnittlich. Auch die Wahlergebnisse der 

rechtsextremen Parteien DVU, NPD und REP bei Bundestags- und Europawahlen fielen bis 

1994 in Westdeutschland besser aus als in Ostdeutschland. Erst seit der Bundestagswahl 

1998 erzielen die Rechtsextremisten bei nationalen Wahlen in Ostdeutschland bessere Resul-

tate als im Westen. Einige Unfrageergebnisse geben Anlass zu der Vermutung, dass auch 

2 Seit der Fusion mit der DVU im November 2010 lautet der Name der Partei "NPD - Die Volksunion". 
3 Die Zahlenangaben sind den Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder entnommen. Sie 

bilden die Grundlage für eigene Berechungen des Verfassers. 
4 1993: 23.000 Mitglieder; 2006: 6.000 Mitglieder. 
5 1993: 26.000 Mitglieder; 2010: 3.000 Mitglieder. 
6 1993: 5.000 Mitglieder; 2010: 6.600 Mitglieder. 
7 1993: 4.900 Mitglieder; 2010: 7.100 Mitglieder. 
8 1993: 5.600 Mitglieder; 2010: 8.300 Mitglieder. 2006 wurden sogar 10.400 Mitglieder gezählt. 




